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Arbeitsrecht

ARBEITSRECHT

ARBEITSUNFALL

Dienstbesprechung im Baucontainer: beim Kaffeetrinken 
verschluckt
|  Wenn ein Arbeitnehmer sich beim Kaffeetrinken verschluckt und infolgedessen stürzt, kann 
das im Einzelfall einen Arbeitsunfall darstellen. Das hat das Landessozialgericht (LSG) Sach-
sen-Anhalt entschieden.  |

Nasenbeinbruch während morgendlicher Besprechung
Der Kläger war als Vorarbeiter auf einer Baustelle beschäftigt. Beim Kaffeetrinken während 
einer morgendlichen Besprechung im Baucontainer verschluckte er sich, ging hustend zur Tür, 
um sich draußen auszuhusten, verlor kurz das Bewusstsein und stürzte mit dem Gesicht auf ein 
Metallgitter. Dabei brach er sich das Nasenbein.

Berufsgenossenschaft und Sozialgericht: kein Arbeitsunfall
Das sei kein Arbeitsunfall, befand die zuständige Berufsgenossenschaft, denn das Kaffeetrin-
ken habe keinen betrieblichen Zwecken gedient. Es sei vielmehr dem privaten Lebensbereich 
des Klägers zuzuordnen. So sah es auch das Sozialgericht (SG), das in erster Instanz über den 
Fall entschieden hatte.

Landessozialgericht: auch Nahrungsaufnahme geschützt
Zu Unrecht, befand nun das LSG. Zwar erstrecke sich der Schutz der gesetzlichen Unfallversi-
cherung grundsätzlich nicht auf die Aufnahme von Nahrung oder Getränken, wenn und soweit 
damit ein menschliches Grundbedürfnis befriedigt wird. Im vorliegenden Fall sei das Kaffee-
trinken aber nicht auf das Grundbedürfnis des Durstlöschens gerichtet gewesen, sondern habe 
(auch) betrieblichen Zwecken gedient. Der gemeinsame Kaffeegenuss während der verpflich-
tend vorgeschriebenen Besprechung habe eine positive Arbeitsatmosphäre und eine Stärkung 
der kollegialen Gemeinschaft bewirkt.

Arbeitgeber stellte den Kaffee zur Verfügung
Zudem habe der Kaffee für erhöhte Wachsamkeit und Aufnahmebereitschaft gesorgt. Das sei 
auch dem Arbeitgeber bewusst gewesen, der sich teilweise selbst um das Auffüllen der Kaffee-
vorräte gekümmert habe. Deshalb sei der Fall auch anders zu beurteilen, als wenn sich ein 
Arbeitnehmer z.B. in der Frühstückspause an einem Kaffee verschluckt, den er selbst in der 
Thermoskanne mitgebracht hat.

QUELLE  |  LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 22.5.2025, L 6 U 45/23, PM 2/25

EIGENVERSCHULDEN

Arbeitsunfähigkeit infolge Tätowierung: keine  
Entgeltfortzahlung
|  Eine Tätowierung ist heute typischer Ausdruck der eigenen Persönlichkeit. Während sicht-
bare Tattoos im Arbeitsleben immer normaler werden, stellt sich damit aber zunehmend die 
Frage, wer eigentlich das finanzielle Risiko trägt, wenn beim Stechen des Tattoos nicht alles 
glatt verläuft. Dazu liegt nun eine Entscheidung des Landesarbeitsgerichts (LAG) Schleswig-
Holstein vor: Wer sich tätowieren lässt, erhält bei Komplikationen keine Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall. Das LAG bestätigt damit das erstinstanzliche Urteil des Arbeitsgerichts 
(ArbG) Flensburg.  |
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Arbeitsrecht

RECHTSEXTREMISMUS

Einstellung verweigert: Rechtsreferendar  
muss verfassungstreu sein
|  Trotz erfolgreich absolviertem ersten juristischen Staatsexamen hat ein Antragsteller, der 
erwiesenermaßen die freiheitlich-demokratische Grundordnung bekämpft, keinen Anspruch 
darauf, den juristischen Vorbereitungsdienst (Referendariat) zu durchlaufen. Dies ergibt sich 
aus einer Entscheidung des Verwaltungsgerichts (VG) Koblenz.  |

Fehlende Verfassungstreue
Der Antragsteller wollte nach erfolgreichem Jurastudium als Rechtsreferendar in den juristi-
schen Vorbereitungsdienst eintreten. Dies lehnte das Oberlandesgericht (OLG) wegen fehlender 
Verfassungstreue des Antragstellers ab. Dieser suchte daraufhin im vorläufigen Rechtsschutz-
verfahren um gerichtlichen Rechtsschutz mit dem Ziel nach, ihn im Rahmen eines öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnisses einzustellen.

Eindeutige Publikationen
Der Antrag blieb ohne Erfolg. Dem Antragsteller, so das VG, fehle der notwendige sog. Anord-
nungsanspruch. Aus den einschlägigen Vorschriften des Landesgesetzes über die juristische 
Ausbildung sowie des Landesbeamtengesetzes folge, dass die juristische Ausbildung am  
Leitbild einer dem Rechtsstaat verpflichteten Person zu orientieren sei. Rechtsreferendare 

Pflegekraft ließ sich tätowieren
Die als Pflegehilfskraft beschäftigte Klägerin ließ sich am Unterarm tätowieren. In der Folge 
entzündete sich die tätowierte Stelle. Die Klägerin wurde daraufhin für mehrere Tage krankge-
schrieben. Die beklagte Arbeitgeberin lehnte die Entgeltfortzahlung für diesen Zeitraum ab.

Die Klägerin führte vor Gericht aus, dass sie ja nicht Entgeltfortzahlung für den Tätowierungs-
vorgang geltend mache, sondern für eine davon zu trennende zeitlich nachfolgende Entzündung 
der Haut. Ihr sei kein Verschulden vorzuwerfen. Es habe sich ein sehr geringes Risiko verwirk-
licht, das nur bei ein bis fünf Prozent der Fälle von Tätowierungen auftrete. Tätowierungen seien 
als Teil der privaten Lebensführung geschützt und mittlerweile weit verbreitet.

Die Arbeitgeberin entgegnete, die Klägerin habe bei der Tätowierung in eine Körperverletzung 
eingewilligt. Das Risiko einer sich anschließenden Infektion gehöre deshalb nicht zum norma-
len Krankheitsrisiko und könne dem Arbeitgeber nicht aufgebürdet werden.

Arbeitsunfähigkeit verschuldet
Das LAG ist der Argumentation der Klägerin nicht gefolgt. Diese war zwar arbeitsunfähig krank. 
Sie hat die Arbeitsunfähigkeit aber verschuldet. Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz handelt 
ein Arbeitnehmer immer schuldhaft, wenn er in erheblichem Maße gegen die von einem ver-
ständigen Menschen im eigenen Interesse zu erwartende Verhaltensweise verstößt.

Die Klägerin musste bei der Tätowierung damit rechnen, dass sich ihr Unterarm entzündet. 
Dieses Verhalten stellt einen groben Verstoß gegen ihr eigenes Gesundheitsinteresse dar. Sie 
hat selbst vorgetragen, in bis zu 5 % der Fälle komme es nach Tätowierungen zu Komplikatio-
nen in Form von Entzündungsreaktionen der Haut. Dies ist keine völlig fernliegende Komplika-
tion. Bei Medikamenten wird eine Nebenwirkung als „häufig“ angegeben, wenn diese in mehr 
als einem, aber weniger als zehn Prozent der Fälle auftritt. Zudem ist die Komplikation in der 
Hautverletzung durch die Tätowierung selbst angelegt.

QUELLE  |  LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 22.5.2025, 5 Sa 284 a/24, PM vom 2.7.2025
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BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZ

Keine Einigungsstelle bei Abmahnung eines Arbeitnehmers
|  Die Beschwerde einer Arbeitnehmerin über eine Abmahnung rechtfertigt es nicht, eine  
Einigungsstelle einzusetzen. So entschied es das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Bran-
denburg.  |

Arbeitnehmerin fühlt sich zu Unrecht abgemahnt
Eine Arbeitnehmerin fühlte sich durch eine Abmahnung ungerecht behandelt. Der Betriebsrat 
sah das ebenso, konnte aber mit dem Arbeitgeber keine Einigung erzielen. Er beantragte daher, 
eine Einigungsstelle einzusetzen.

Landesarbeitsgericht: Einigungsstelle nicht zuständig
Das LAG erteilte ihm jedoch eine Absage. Es stellte klar, dass die Einrichtung einer Einigungs-
stelle vorliegend nicht in Betracht kommt, da diese offensichtlich unzuständig ist. Nach dem 
Arbeitsgerichtsgesetz (hier: § 100 Abs. 1 S. 2 ArbGG) ist der Antrag auf Einrichtung einer Eini-
gungsstelle zurückzuweisen, wenn die Einigungsstelle offensichtlich unzuständig ist. Diese  
Voraussetzung liegt vor, wenn bei fachkundiger Beurteilung durch das Gericht sofort erkennbar 
ist, dass ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats in der fraglichen Angelegenheit unter  
keinem denkbaren Gesichtspunkt in Frage kommt.

Nach dem Betriebsverfassungsgesetz (hier: § 85 Abs. 2 S. 1 BetrVG) kann der Betriebsrat die 
Einigungsstelle anrufen, wenn zwischen ihm und dem Arbeitgeber eine Meinungsverschieden-
heit über die Berechtigung einer Beschwerde besteht. Deren Spruch ersetzt gemäß § 85 Abs. 2 
S. 2 BetrVG die Einigung zwischen ArbG und Betriebsrat. Dies gilt jedoch gemäß § 85 Abs. 2 S. 3 
BetrVG nicht, wenn Gegenstand der Beschwerde ein Rechtsanspruch eines Arbeitnehmers ist. 
Zur Durchsetzung solcher Rechtsansprüche dient allein der Rechtsweg zu den Arbeitsgerich-
ten. Aus dieser Einschränkung folgt zugleich, dass die Einigungsstelle für die Behandlung von 
Beschwerden, die einen Rechtsanspruch betreffen, nicht zuständig ist.

QUELLE  |  LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 17.2.2025, 10 TaBV 29/25

müssten sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
bekennen. Der Antragsteller werde dem nicht gerecht, wie von ihm verfasste und publizierte 
Texte belegten.

In einem von ihm geschriebenen Roman würden beispielsweise schwarze Menschen durch die 
Verwendung menschenverachtender Bezeichnungen pauschal herabgewürdigt. Es werde hierin 
behauptet, ein – namentlich genannter – österreichischer Fußballspieler, der dunkelhäutig sei, 
könne kein Deutscher oder Österreicher sein. In einem anderen Text attestierte er dem Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) eine Demontage des Volksbegriffs. Der von dem Antragsteller ver-
tretene Volksbegriff mit der Forderung nach einer „positiven Erneuerung Deutschlands“ könne 
nur als Forderung nach einer Umkehrung eines vermeintlichen „Bevölkerungsaustauschs“ ver-
standen werden. Zudem sei der Antragsteller Mitglied bei der „Jungen Alternative für Deutsch-
land“ und dem Verein „Ein Prozent e. V.“ gewesen. Er habe in beiden Organisationen, die das 
Bundesamt für Verfassungsschutz seit dem Frühjahr 2023 als gesichert rechtsextremistisch 
einstufe, zumindest zeitweise herausgehobene Funktionen übernommen. 

Die Entscheidung ist bestandskräftig.

QUELLE  |  VG Koblenz, Beschluss vom 9.5.2025, 5 L 416/25.KO, PM 14/25
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BAURECHT

GENEHMIGUNGSANSPRUCH

Hänge-WCs, Handtuchheizkörper und Balkone  
in Milieuschutzgebieten
|  Wandhängende WCs und Handtuchheizkörper in Standardausführung sowie Balkone in der 
Größe von vier qm sind in Milieuschutzgebieten genehmigungsfähig, weil sie der Herstellung 
eines zeitgemäßen Ausstattungszustands einer durchschnittlichen Wohnung dienen. Das hat 
das Verwaltungsgericht (VG) Berlin entschieden.  |

Bauliche Änderungen nicht ohne Genehmigung
Die Klägerinnen sind jeweils Eigentümerinnen von Wohngebäuden in Milieuschutzgebieten in 
Berlin-Mitte. Dabei handelt es sich um Gebiete, in denen soziale Erhaltungsverordnungen (um-
gangssprachlich Milieuschutzverordnungen) gelten. Sie sollen die Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung im jeweiligen Gebiet schützen. Bauliche Änderungen bedürfen in Milieu-
schutzgebieten grundsätzlich einer erhaltungsrechtlichen Genehmigung. Den Erlass von Mili-
euschutzverordnungen erlaubt ein Bundesgesetz, nämlich das Baugesetzbuch. In Berlin sind 
dafür die Bezirke zuständig. Aktuell gelten in Berlin über 40 Milieuschutzverordnungen.

Eine Klägerin möchte im Badezimmer einer Wohnung ein Stand-WC durch ein wandhängendes 
WC ersetzen sowie einen Handtuchheizkörper einbauen. Eine weitere Klägerin begehrt den  
Anbau von dreizehn Balkonen in der Größe von jeweils vier qm an die Wohnungen ihres Mehrfa-
milienhauses. Die Maßnahmen stellen nach Ansicht der Klägerinnen einen zeitgemäßen Aus-
stattungszustand ihrer Wohnungen dar. Das Bezirksamt versagte den Klägerinnen die erhal-
tungsrechtlichen Genehmigungen. Die Vorhaben gingen über einen zeitgemäßen Ausstattungs-
zustand hinaus und seien als wohnwerterhöhende bauliche Änderungen im Milieuschutzgebiet 
nicht zulässig.

Genehmigungen sind zu erteilen
Das VG gab den dagegen erhobenen Klagen statt und verpflichtete das Bezirksamt, die Geneh-
migungen zu erteilen. Der Gesetzgeber habe im Baugesetzbuch geregelt, dass eine erhaltungs-
rechtliche Genehmigung zu erteilen sei, wenn die bauliche Maßnahme der Herstellung eines 
zeitgemäßen Ausstattungszustands einer durchschnittlichen Wohnung unter Berücksichtigung 
der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen diene.

Mittlerer Standard nicht wohnwerterhöhend
Der Gesetzgeber habe den Genehmigungsanspruch auch nicht auf bauliche Maßnahmen  
beschränkt, die der Erfüllung der bauordnungsrechtlichen Mindestanforderungen dienten. Viel-
mehr habe er zugelassen, dass darüber hinaus auch in Milieuschutzgebieten eine behutsame 
Anhebung des Ausstattungszustands auf den Standard mittlerer Wohnverhältnisse erfolgen 
könne. Daran sei ein bundeseinheitlicher Maßstab anzulegen. Bei wandhängenden WCs und 
Handtuchheizkörpern in einer Standardausführung sowie bei vier qm großen Balkonen werde 
dieser Standard nicht überschritten. Dafür sprächen unter anderem die Verbreitung dieser Aus-
stattungsmerkmale bundesweit sowie der Umstand, dass die Mietspiegel der größeren deut-
schen Städte sie überwiegend nicht als wohnwerterhöhend einstuften.

QUELLE  |  VG Berlin, Urteile vom 2.4.2025, VG 19 K 17/22 und VG 19 K 351/23, PM 24/25
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Baurecht

ABHÄNGIGE BESCHÄFTIGUNG

Einfache Arbeiten auf dem Bau  
sind keine selbstständige Tätigkeit
|  Bauarbeiter, die auf Baustellen einfache Arbeiten verrichten, einen festen Stundenlohn  
erhalten und am Markt nicht erkennbar unternehmerisch auftreten, sind regelmäßig abhän-
gig Beschäftigte, für die die Baufirmen Sozialversicherungsbeiträge entrichten müssen. Dies 
entschied in drei Urteilen das Hessische Landessozialgericht (LSG).  |

Baufirmen müssen Sozialversicherungsbeiträge nachzahlen
Die Deutsche Rentenversicherung entschied in mehreren Fällen, dass Bauarbeiter abhängig 
beschäftigt sind. In zwei Fällen forderte sie nach entsprechenden Betriebsprüfungen von den im 
Rhein-Main-Gebiet ansässigen Baufirmen Sozialversicherungsbeiträge in fünfstelliger Höhe. In 
einem weiteren Verfahren hatte sie zunächst über den Antrag auf Statusfeststellung zu ent-
scheiden.

Weder schriftliche Verträge noch eigene Werkzeuge
In diesen Fällen hatten angeblich selbstständige Werkunternehmer auf Baustellen der jeweils 
klagenden Baufirma gearbeitet. Bei diesen Bauarbeitern handelte es sich um ausländische 
Staatsangehörige mit allenfalls geringen Deutschkenntnissen. Sie erledigten Abbrucharbeiten, 
Maurertätigkeiten und Pflasterarbeiten, sanierten Bäder oder arbeiteten im Trockenbau. 
Schriftliche Verträge oder Auftragsbestätigungen gab es nicht. Die Abrechnungen erfolgten auf 
Basis der aufgeschriebenen Stunden bei einem Stundenlohn zwischen 10 und 15 Euro. Die  
Materialien und Werkzeuge wurden bis auf Kleinwerkzeuge von den jeweiligen Baufirmen  
gestellt.

Scheinselbstständige statt Werkunternehmer
Das LSG folgte der Einschätzung der Rentenversicherung. In allen drei Verfahren liege Schein-
selbständigkeit vor.

Bei einfachen, typischen Arbeitnehmerverrichtungen, die der Beschäftigte im Wesentlichen  
ohne den Einsatz eigener Betriebsmittel im Einwirkungsbereich des Beschäftigenden ausübe, 
spreche die Vermutung für ein weisungsgebundenes Beschäftigungsverhältnis. Die betroffenen 
Bauarbeiter seien jeweils in den Betrieb der klagenden Baufirma eingegliedert gewesen  
und hätten einfache Bauarbeiten getätigt, wie sie typischerweise abhängig Beschäftigte ver-
richteten.

Kein unternehmerisches Auftreten
Werkvertragstypische Vereinbarungen einer unternehmerischen Leistung hätten nicht festge-
stellt werden können. Zudem seien die angeblichen „Werkunternehmer“ schon aufgrund ihrer 
geringen Deutschkenntnisse zu einem unternehmerischen Auftreten am Markt nicht in der  
Lage gewesen.

Zwischen den Baufirmen und den Bauarbeitern getroffene Vereinbarungen über eine (angeb-
lich) selbstständige Tätigkeit seien nicht relevant und könnten die gesetzlich angeordnete Sozi-
alversicherungspflicht nicht ausschließen.

QUELLE  |  Hessisches LSG, Urteil vom 3.4.2025, L 8 BA 4/22, L 8 BA 62/22 und L 8 BA 64/21, PM vom 3.4.2025
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Familien- und Erbrecht

FAMILIEN- UND ERBRECHT

JURASTUDIUM

Ausbildungsunterhalt trotz langem Studium?
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Bremen hat entschieden: Beim Ausbildungsunterhalt gibt es 
keine feste Studiendauerbegrenzung. Stattdessen sind individuelle Umstände zu berücksich-
tigen. So kann z. B. ein Jurastudium auch mit 16 Semestern angemessen sein. Voraussetzung: 
Es wurde ohne Verzögerungen und mit Auslandssemestern abgeschlossen.  |

Sohn begehrte Ausbildungsunterhalt
Ein Sohn nahm seinen Vater auf anteiligen Ausbildungsunterhalt zuletzt für sein Jurastudium in 
Anspruch. Diesen zahlte der Vater auch (nur) bis September 2022. Vorausgegangen war, dass 
der Sohn nach seinem Abitur schon mit 17 Jahren im Jahr 2016 unmittelbar das Studium aufge-
nommen hatte. In den Jahren 2018 und 2019 hatte er zwei Auslandssemester absolviert.

Im Oktober 2022 hatte er erste Examensklausuren absolviert und die Pflichtfachprüfung  
bestanden. Nach einem erfolgreichen Verbesserungsversuch schloss er im Oktober 2024 das 
Studium ab.

Sein Vater bezieht Einkünfte als Universitätsprofessor und weitere Einnahmen aus einer  
Nebentätigkeit sowie aus Vermietung. Er lebt mit seiner kein Einkommen erzielenden Ehefrau 
und einem gemeinsamen minderjährigen Kind zusammen. Die Mutter des Sohnes ist diesem 
quotal zum Unterhalt verpflichtet.

Das Amtsgericht (AG) verpflichtete den Vater, laufenden anteiligen Ausbildungsunterhalt an den 
Sohn neben der Mutter zu zahlen. Das wollte der Vater nicht. So „landete“ der Rechtstreit beim 
OLG. Dieses hielt dreierlei fest:

Keine verbindliche Höchstdauer für ein Studium
Es gibt keine verbindliche Höchstdauer eines Studiums, bei deren Überschreitung der Ausbil-
dungsunterhalt zwingend entfällt. Welche Zeit im konkreten Fall für das Studium als angemes-
sen und üblich anzusehen ist, ist vielmehr unter Berücksichtigung aller individuellen Umstände 
zu beurteilen. Die Regelstudienzeit, die Förderungshöchstdauer oder die durchschnittliche Stu-
diendauer können dabei zwar als ungefähre Anhaltspunkte für eine übliche Studiendauer,  
jedoch nicht zur Begründung einer starren zeitlichen Grenze des Unterhaltsanspruchs heran-
gezogen werden.

Auch 16 Semester können angemessen sein
Das den Ausbildungsunterhaltsanspruch prägende Gegenseitigkeitsprinzip schließt es nicht 
aus, dass im Einzelfall 16 Semester noch als angemessene Dauer für ein Jurastudium angese-
hen werden können, wenn zwei Auslandssemester absolviert worden sind, das Studium ohne 
erkennbare „Bummelei“ betrieben und im Alter von 25 Jahren abgeschlossen wird und der  
unterhaltspflichtige Elternteil in guten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt.

So ist der Haftungsanteil der Eltern zu ermitteln
Bei der Ermittlung des Haftungsanteils der Eltern für den Unterhalt ihres volljährigen studie-
renden Kindes ist ein dem Ausbildungsunterhaltsanspruch des Kindes im Rang vorgehender 
Familienunterhaltsanspruch des Ehegatten eines Elternteils dann nicht vorab vom Einkommen 
dieses Elternteils abzuziehen, wenn sich zwischen den Bedarfen des Kindes und des Ehegatten 
kein Missverhältnis ergibt.

QUELLE  |  OLG Bremen, Beschluss vom 28.11.2024, 5 UF 23/24, Abruf-Nr. 247767 unter www.iww.de
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Familien- und Erbrecht

EILANTRAG

Können Eltern den Sexualkundeunterricht  
der vierten Klasse beeinflussen?
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Arnsberg hat über einen Eilantrag der Eltern eines Schülers 
der 4. Klasse einer Grundschule entschieden. Der Antrag war darauf gerichtet, dem zustän-
digen Schulamt die Benutzung bestimmter Unterrichtsmaterialien im Sexualkundeunterricht 
ihres Sohnes zu untersagen. Er blieb ohne Erfolg.  |

Eltern wollten bestimmte Unterrichtsmaterialien untersagen lassen
Die Antragsteller hätten keinen Anspruch auf die Untersagung der Benutzung bestimmter  
Unterrichtsmaterialien für den Sexualkundeunterricht ihres Sohnes. Zwar könnten Eltern die 
gebotene Zurückhaltung und Toleranz bei der Durchführung der Sexualerziehung vom Staat 
verlangen. Danach hätten Schulen den Versuch einer Indoktrinierung der Schülerinnen und 
Schüler mit dem Ziel, ein bestimmtes Sexualverhalten zu befürworten oder abzulehnen, zu  
unterlassen.

Nach einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften ergänze aber die schulische Sexualerzie-
hung die Sexualerziehung durch die Eltern. Daraus lasse sich jedoch kein Anspruch der Eltern 
darauf herleiten, dass bestimmte Unterrichtsmaterialien verwendet oder auch nicht verwendet 
werden sollen.

Kein Mitbestimmungsrecht aus Grundrechten
Auch aus den Grundrechten folge grundsätzlich kein Mitbestimmungsrecht der Eltern bezüg-
lich der Ausgestaltung der schulischen Sexualerziehung. Etwas anderes ergebe sich auch nicht 
ausnahmsweise in Anbetracht der konkret geplanten Unterrichtsgestaltung. Anhaltspunkte  
dafür, dass die für den Unterricht ausgewählten Kopiervorlagen nicht dem Gebot der Zurück-
haltung und Toleranz entsprechen oder für Grundschulkinder der vierten Klasse nicht geeignet 
wären, bestünden nicht. Insbesondere die von den Antragstellern als „Nackte Mutter vor den 
Kindern beider Geschlechter“, „entbindende Frau“, „Vagina im Großformat“ und „Penis im 
Großformat“ beschriebenen Bilder verstießen nicht gegen verfassungsrechtliche Anforderun-
gen. Die Unterrichtsmaterialien seien vom staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrag in vol-
lem Umfang gedeckt. Es gehe bei dem Bildmaterial offensichtlich nur um die Wissensvermitt-
lung biologischer Fakten auf dem Gebiet der menschlichen Sexualität in sachlicher, altersge-
mäßer Art und Weise, ohne dass dabei bestimmte Normen aufgestellt oder Empfehlungen für 
das sexuelle Verhalten der Kinder gegeben würden.

QUELLE  |  VG Arnsberg, Beschluss vom 11.6.2025, 10 L 717/25, PM vom 18.6.2025

EU-RECHT

Nicht gewährter Vaterschaftsurlaub: kein Schadenersatz
|  Das Landgericht (LG) Berlin II wies eine Klage auf Schadenersatz wegen nicht gewährtem 
Vaterschaftsurlaub ab.  |

Das war geschehen
Der Kläger nahm nach der Geburt seines Kindes Erholungsurlaub und forderte Schadenersatz, 
da ihm ein spezifischer Vaterschaftsurlaub verwehrt wurde. Die beklagte Bundesrepublik 
Deutschland hielt die bestehenden Regelungen für ausreichend.
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ERBRECHTSKLAGE

Historische Sammlung einer Nürnberger Familie  
darf nicht zerschlagen werden
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Nürnberg bestätigte die Vorinstanz: Der kulturelle und famili-
äre Wert einer Sammlung aus Gemälden und historischen Gegenständen ist höher zu setzen 
als das Interesse einzelner Familienmitglieder an der Verwertung der Gegenstände. Letzte-
res hatte ein Teil der Familie aufgrund interner Differenzen verlangt.  |

Das war geschehen
Die Nachfahren einer Nürnberger Patrizierfamilie stritten in einem Zivilprozess um den Erhalt 
ihrer Familiensammlung – einer Sammlung von Gemälden und historischen Gegenständen, die 
über Jahrzehnte als ungeteiltes Familienvermögen innerhalb der Familie über die Erbfolge 
weitergegeben wurde. Ein Teil der Familie begehrte den Pfandverkauf der historischen Samm-
lungsgegenstände, die teils in privater Nutzung sind, teils im Germanischen Nationalmuseum 
verwahrt werden, um die Erben- und Bruchteilsgemeinschaft auseinanderzusetzen. Die  
beklagten Familienmitglieder widersetzten sich dem und beriefen sich auf ein in einem Famili-
envertrag aus dem Jahr 1936 festgelegtes immerwährendes Teilungsverbot für das verfahrens-
gegenständliche Familienvermögen. Die Kläger verwiesen auf eine spätere Aufhebung sowie 
Nichtigkeit dieses Familienvertrags, denn dessen Regelungen sahen unter anderem die Weiter-
gabe der Familiensammlung nur an männliche Nachkommen vor.

So sah es die erste Instanz
Das Landgericht (LG) Nürnberg-Fürth hatte in erster Instanz die Klage abgewiesen. Es sah die 
Aufhebung des Familienvertrags nicht durch die vorhandenen Protokolle der Familienver-
sammlungen belegt und erachtete das von der Familie im Jahr 1936 in Bezug auf die Familien-
sammlung vereinbarte dauerhafte Teilungsverbot als wirksam und fortbestehend an. Die Kla-
gepartei habe auch keine Umstände vorgebracht, die als wichtiger Grund eine Aufhebung der 
Gemeinschaft rechtfertigen könne. Die im Verfahren vorgetragenen innerfamiliären Differenzen 
reichten hierfür nicht aus.

Oberlandesgericht bestätigt Landgericht
Hiergegen legte ein Familienmitglied der unterlegenen Klageseite Berufung zum OLG ein. Die-
ses hat das Ersturteil bestätigt und die zur Begründung des Aufhebungsanspruchs vorgebrach-
ten Gründe und Einwendungen der Berufung für nicht durchgreifend erachtet. Wie das Erstge-
richt bewerte der Senat die erbrechtliche Regelung im Familienvertrag zum Ausschluss der 
weiblichen Nachkommen als nichtig, was aber die Wirksamkeit des dauerhaften Teilungsver-
bots nicht berühre. Im Rahmen einer Gesamtabwägung kam das OLG zu dem Ergebnis, dass 
das beklagtenseits eingewandte familiäre als auch öffentliche Interesse am Erhalt der Gesamt-
heit der Sammlung als Kulturgut dem klägerischen Interesse an einer Aufhebung der Gemein-
schaft und an einer damit verbundenen Zerschlagung der Sammlung überwiege.

QUELLE  |  OLG Nürnberg, Urteil vom 28.2.2025, 1 U 2451/23 Erb, PM 12/25

Europäisches Recht in der Bundesrepublik hinreichend umgesetzt
Das LG: Ein spezieller zweiwöchiger Vaterschaftsurlaub nach der Geburt ist nicht erforderlich, 
da die EU-Vereinbarkeitsrichtlinie (2019/1158) nationale Regelungen berücksichtigt, sofern  
diese einen vergleichbaren Schutz gewährleisten. Die deutschen Regelungen zu Elternzeit und 
Elterngeld setzen diese Richtlinie hinreichend um. Ein zwischenzeitliches Vertragsverletzungs-
verfahren wurde im vorgerichtlichen Stadium abgeschlossen.

QUELLE  |  LG Berlin II, Urteil vom 1.4.2025, 26 O 133/24, Abruf-Nr. 247457 unter www.iww.de
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BETRIEBSKOSTEN

Anforderung von Abrechnungsbelegen  
ist kein Einsichtnahmeersuchen beim Vermieter
|  Das Landgericht (LG) Hanau hat entschieden: Die Anforderung von Belegkopien der  
Betriebskostenabrechnung ist kein wirksames Einsichtnahmeersuchen, wenn die Einsicht 
beim  Vermieter zumutbar ist. Hierfür kommt es auf die Entfernung zur Mietwohnung an und 
nicht auf den Ort, an den der Mieter nach Mietende verzogen ist.  |

Muss Mieter Belege einsehen oder muss Vermieter sie zuschicken?
Nach Mietvertragsende verlangte der Mieter die geleistete Kaution zurück. Die dann noch  
erstellte Betriebskostenabrechnung wies eine Nachforderung auf, die der Vermieter mit der 
Kaution verrechnete. Der inzwischen über 120 km weit weggezogene Mieter widersprach der 
Abrechnung, forderte die Übersendung von Belegkopien, um die Abrechnung zu prüfen, und 
klagte auf Rückzahlung der gesamten Kaution. Er bringt vor, keine Kopien erhalten zu haben, 
zumal der Vermieter für eine Einsichtnahme bei diesem nun zu weit entfernt sei.

So sahen es die Gerichte
Das Amtsgericht (AG) hat die Klage in Höhe der verrechneten Nachforderung aus der Betriebs­
kostenabrechnung abgewiesen.

Die hiergegen gerichtete Berufung hatte ebenfalls keinen Erfolg. Das LG entschied, dass die 
Einwände gegen die Abrechnung zu unkonkret waren, weil der Mieter die Belege nicht geprüft 
hat. Der Vermieter habe die Belegeinsicht auch nicht verweigert, weil der Mieter unzulässiger­
weise die Übersendung von Kopien verlangte. Da die Belegprüfung grundsätzlich beim Vermie­
ter erfolgen muss, lag schon kein wirksames Einsichtnahmeersuchen vor.

Kein Ausnahmefall
Der Mieter könne auch nicht ausnahmsweise die Zusendung von Kopien fordern. Das sei zwar 
möglich, wenn der Vermieter zu weit entfernt ansässig ist. Hierfür komme es jedoch auf die 
Entfernung der Mietsache zu diesem an, wobei eine Anreise von Hanau nach Frankfurt zumut­
bar sei. Dass der Mieter nun über 120 km entfernt wohnt, liege hingegen in seinem Risikobe­
reich und führe nicht zu einem Recht auf Übersendung von Kopien.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  LG Hanau, Beschluss vom 24.3.2025, 2 S 43/24, PM vom 8.5.2025

RÄUMUNGSKLAGE

Vermietung von Hotel-Zimmerkontingenten an Kommune  
zur vorübergehenden Unterbringung Geflüchteter
|  Die Vermietung von Zimmerkontingenten an eine Kommune zur Unterbringung unbegleite­
ter minderjähriger Geflüchteter überschreitet nicht den Nutzungszweck eines zum Hotelbe­
trieb gepachteten Gebäudes. Dies gilt jedenfalls, solange hiermit keine übermäßige Abnut­
zung oder sonstige Beeinträchtigung für den Verpächter verbunden ist, die über die übliche 
Nutzung durch Hotelgäste hinausgeht. Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main  
hat die auf Räumung und Herausgabe des Hotels gerichtete Klage der Verpächterin abge­
wiesen.  |
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War die Unterbringung Geflüchteter vertragswidrig?
Die Klägerin schloss 2016 mit der Beklagten einen Vertrag über Räumlichkeiten zum Betrieb 
des „Hotel F.“ in Gießen. Die Sache durfte vertraglich nur zum vereinbarten Nutzungszweck 
gebraucht werden. Seit Herbst 2022 buchte das Jugendamt der Stadt Gießen regelmäßig Zim-
mer für in seiner Obhut stehende Jugendliche. Nach Abmahnung kündigte die Klägerin 2023 
fristlos. Sie hält die Unterbringung unbegleiteter Jugendlicher für vertragswidrig. Das Landge-
richt (LG) hat der Klage stattgegeben und die Beklagte zur Räumung und Herausgabe verurteilt.

In der Berufung wies das OLG die Klage ab. Der Vertrag zwischen den Parteien sei nicht wirk-
sam fristlos gekündigt worden. Die Beklagte habe nicht die Rechte der Klägerin durch eine 
unbefugte Überlassung an Dritte in erheblichem Maße verletzt. Dem Betrieb eines Hotels sei es 
immanent, dass es zu Beherbungsverträgen mit Dritten komme. Davon umfasst sei auch, dass 
bei der Buchung von Zimmerkontingenten durch Firmen o.Ä. ein ganzes Hotel faktisch durch 
denselben Mieter belegt werde. Der Abschluss von zeitlich begrenzten und auf bestimmte Zim-
mer bezogenen Beherbungsverträgen mit der Stadt Gießen sei folglich nicht unbefugt gewesen. 
Die Grenze zur unzulässigen Gebrauchsüberlassung wäre nur überschritten, wenn die Stadt 
das gesamte Gebäude übernommen und zu einem Flüchtlingsheim umgebaut hätte.

Keine Gefährdung der Mietsache, keine Pflichtverletzung
Eine zur Kündigung berechtigende Gefährdung der Mietsache durch unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete sei nicht erkennbar. Es liege keine Pflichtverletzung wegen Überschreitung des 
Vertragszwecks vor, die zur Kündigung berechtigte. Die zeitweilige Vermietung zum o.g. Zweck 
überschreite nicht den Vertragszweck. Die vertraglich vereinbarte Nutzungsart als Hotel sei 
durch das Angebot von individueller Unterkunft, Service, Verpflegung und Nebenleistungen  
gekennzeichnet. Aufenthaltsdauer, -zweck und Motive für die Anmietung der Zimmer stellten 
keine entscheidenden Kriterien für die Bewertung als Hotelbetrieb dar. Es bestehe kein  
Anspruch darauf, „dass die Vermietung nur an einen bestimmten Personenkreis erfolgen darf, 
solange keine Beeinträchtigungen der Räumlichkeiten vorliegen bzw. zu befürchten sind“,  
unterstrich das OLG und es sei auch nicht vorgetragen, dass „Geflüchtete die Zimmer intensiver 
und nachlässiger nutzten als dies bei einer „normalen“ Vermietung an Hotelgäste der Fall wäre“.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 21.2.2025, 2 U 63/24, PM 21/25

MIETAUSFALL

WEG: Schadenersatz bei unterlassener Dachsanierung
|  Kann ein Wohnungseigentümer wegen unterlassener Sanierung sein Sondereigentum nicht 
vermieten, besteht ein Schadenersatzanspruch, so das Landgericht (LG) Berlin II.  |

Ein Eigentümer einer Dachgeschosswohnung in der Anlage der Wohnungseigentümergemein-
schaft forderte von der Gemeinschaft Schadenersatz. Grund: Die Gemeinschaft hatte eine  
Sanierung des Dachs unterlassen. Dadurch konnte der Eigentümer sein Sondereigentum nicht 
vermieten. Das LG sah einen Anspruch des Eigentümers nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
als gegeben an (hier: § 280 BGB), da es einen Verstoß gegen das Wohnungseigentumsrecht 
(hier: § 18 Abs. 2 WEG) erkannte. Die Gemeinschaft habe die Erhaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums pflichtwidrig unterlassen. Beschlussanträge des Eigentümers seien abgelehnt wor-
den, die erforderliche Beschlussfassung sei erst sieben Wochen nach Erlass eines rechtskräf-
tigen Urteils im Beschlussersetzungsklageverfahren erfolgt. Da es sich um die erste Vermie-
tung nach einer umfassenden Modernisierung handele, greife § 556f BGB. Daher könne der  
Eigentümer/Vermieter eine Miete verlangen, die dem Marktwert nach der Modernisierung ent-
spreche. Hinzu kämen die nutzlos aufgewandten Betriebskosten.

QUELLE  |  LG Berlin II, Urteil vom 4.7.2024, 56 S 19/23 WEG
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HAFTUNGSFRAGE

Badeunfall durch Wasserrutsche  
mit schweren gesundheitlichen Folgen
|  Haften das Schwimmbad und die Hersteller einer Wasserrutsche für gesundheitliche Schä-
den, wenn die Rutsche entgegen der Nutzungshinweise falsch verwendet wird? Dazu hat das 
Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg eine klare Meinung.  |

Querschnittslähmung nach Nutzen der Wasserrutsche
Was als schöner Badeausflug mit der ganzen Familie geplant war, endete für einen 37-jährigen 
Mann tragisch: Er rutschte in Bauchlage, mit dem Kopf und den ausgestreckten Armen voran, 
eine Wasserrutsche hinunter. Im Wasser glitt er weiter und prallte mit dem Kopf gegen die  
Beckenwand. Im Krankenhaus wurde anschließend eine Querschnittslähmung diagnostiziert. 
Vor dem Treppenaufgang und im Startbereich der Rutsche waren jeweils ein Hinweisschild mit 
den zulässigen Rutschpositionen sowie an den Rutschen selbst Piktogramme angebracht, mit 
denen die Rutschhaltung „Kopf voran in Bauchlage“ untersagt wurde.

„Mit dem Kopf voran“: Rutschhaltung war untersagt
Der Mann verklagte unter anderem die Herstellerin der Wasserrutsche, die Betreiberin des 
Schwimmbads und die Inspektoren der Wasserrutsche auf Schadensersatz und Schmerzens-
geld in Höhe von insgesamt 335.000 Euro, weil die Wasserrutsche nicht hinreichend sicher  
gewesen sei. Das Landgericht (LG) Oldenburg wies die Klage ab. Zur Begründung führte es aus, 
bei einer Wasserrutsche müsse nicht gewährleistet sein, dass eine Gefährdung auch bei unzu-
lässiger Rutschhaltung des Benutzers ausgeschlossen sei. Gegen dieses Urteil legte der Kläger 
Berufung ein.

Oberlandesgericht: Mitverschulden zu berücksichtigen
Das OLG hat das erstinstanzliche Urteil des LG nun zum Teil geändert. Dem Kläger stehe dem 
Grunde nach ein Schadenersatzanspruch gegenüber der Betreiberin des Schwimmbads und 
der Herstellerin der Wasserrutsche zu. Er müsse sich jedoch ein Mitverschulden in Höhe von 50 
% gegenüber der Herstellerin der Wasserrutsche und ein Mitverschulden in Höhe von 40 %  
gegenüber der Schwimmbadbetreiberin anrechnen lassen, weil er die Hinweisschilder und die 
Piktogramme zur korrekten Rutschhaltung missachtet habe.

Wasserrutsche hatte zu geringen Abstand zwischen Beckenrand und Rutschende
Die Wasserrutsche hätte so konzipiert sein müssen, dass nicht nur bei bestimmungsgemäßem 
Gebrauch, sondern auch bei vorhersehbarem Fehlgebrauch, wie es in Schwimmbädern regel-
mäßig vorkomme, keine schwersten irreversiblen Verletzungen drohten. Auch wenn sich der 
Kläger den Hinweisschildern verschlossen habe, dürfe er als Benutzer einer Wasserrutsche in 
einem Spaßbad davon ausgehen, dass das Rutschende so konzipiert ist, dass ein Aufprall an der 
gegenüberliegenden Beckenwand auch bei Nutzung der Rutsche in Bauchlage ausgeschlossen 
ist. Ein Hinweisschild und Piktogramme zu verbotenen Rutschpraktiken seien keine ausrei-
chende Maßnahme zur Gefahrenabwehr, wenn schwerste Verletzungen drohten. Der Gefahr des 
Kopfanstoßes hätte bereits bei Planung der Wasserrutsche durch einen größeren Abstand zwi-
schen Beckenrand und Rutschende entgegengewirkt werden müssen.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 26.3.2025, 14 U 49/24, PM 7/25
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FERNABSATZ

Formale Anforderungen an die Widerrufsbelehrung
|  Eine fehlerhafte Widerrufsbelehrung bei Fernabsatzverträgen führt dazu, dass die Wider-
rufsfrist nicht nur 14 Tage ab Übergabe des Kaufgegenstands beträgt, sondern 14 Tage plus 
ein Jahr. Aber es kommt es auch auf die Details an. Dabei gilt: Wer die vom Gesetzgeber  
bereitgestellte Musterwiderrufsbelehrung wortgetreu benutzt, ist auf der sicheren Seite. Das 
zeigt eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) in beinahe schulbuchartiger Klar-
heit.  |

Verkäufer hatte keine Telefonnummer angegeben
Im Fall des BGH waren in der Widerrufsbelehrung als Versandhinweis für die Widerrufserklä-
rung zwar die Postanschrift und die E-Mailadresse der verkaufenden Firma angegeben, nicht 
aber die Telefonnummer. Diese ist jedoch in der Musterwiderrufsbelehrung vorgesehen.

Nicht jede Abweichung hat gleich gravierende Folgen
Der BGH hat entschieden, dass nicht jede Abweichung von der Musterwiderrufsbelehrung zur 
fristverlängernden Fehlerhaftigkeit führt. Dazu der BGH: Die fehlende Angabe der Telefonnum-
mer kann sich unter den gegebenen Umständen weder auf die Befähigung des Verbrauchers 
auswirken, den Umfang seiner aus dem Fernabsatzvertrag herrührenden Rechte (hier seines 
Widerrufsrechts) einzuschätzen, noch auf seine Entscheidung, den Vertrag zu schließen. Ihm 
wird auch nicht die Möglichkeit genommen, seine Rechte unter im Wesentlichen denselben 
Bedingungen wie bei Mitteilung der Telefonnummer auszuüben.

Denn die Versandfirma hat dem Verbraucher Kommunikationsmittel zur Verfügung gestellt, 
über die er schnell mit ihr in Kontakt treten und effizient mit ihr kommunizieren konnte, ohne 
dabei die Möglichkeit eines Telefonats auszuschließen (Telefonnummer war im Internetauftritt 
der Versandfirma zu finden) oder gar den Verbraucher insoweit irrezuführen.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 25.2.2025, VIII ZR 143/24, Abruf-Nr. 246824 unter www.iww.de

KAPITALANLEGER

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz:  
Staatenaustauschliste für 2025

|  Nach den Vorgaben des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (FKAustG) werden  
Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszentralamt für Steu-
ern und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates automatisch ausgetauscht. Das 
Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun die Staatenaustauschliste 2025 bekannt gegeben. Ent-
halten sind die Staaten, mit denen der automatische Datenaustausch zum 30.9.2025 erfolgt. 
Weitere Informationen zum Informationsaustausch erhalten Sie u. a. auf der Website des Bun-
deszentralamts für Steuern (abrufbar unter www.iww.de/s2991).  |

QUELLE  |  BMF-Schreiben vom 3.6.2025, IV D 3 - S 1315/00304/070/025
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AUTHENTIFIZIERUNGSVERFAHREN

Keine Erstattung: Phishing bei Reisebuchung
|  Wer seine SMS-Tan grob fahrlässig an Dritte weitergibt, hat keinen Anspruch auf Rückzah-
lung abgebuchter Kreditkartenbeträge. So entschied es das Amtsgericht (AG) München.  |

Das war geschehen
Der Ehemann der Klägerin wollte am Samstag, den 6.1.2024 für seine Ehefrau und sich eine 
Reise im Internet buchen. Hierzu gab er auf der Website „Check24“ die Daten der Kreditkarte 
seiner Ehefrau ein. Kurz darauf erschien eine Mitteilung, dass ein Betrag in Höhe von  
318,99 Euro vorgemerkt sei, ehe weitere Mitteilungen über vergleichbare Vormerkungen  
erschienen. Die Klägerin veranlasste noch am selben Abend telefonisch die Sperrung der Kre-
ditkarte. Am Montag, den 8.1.2024 sind sechs unberechtigte Abbuchungen zu je 318,99 Euro für 
Giftcards vom Konto der Klägerin erfolgt, insgesamt 1.953,29 Euro.

Zur Autorisierung der Transaktionen fand das Mastercard 3D-Secure-Verfahren Anwendung. 
Zur Aktivierung dieses Verfahrens auf einem weiteren Gerät übersandte die beklagte Bank am 
6.1.2024 eine SMS-TAN an die von der Klägerin bei der Beklagten hinterlegte Mobilfunknummer. 
Die an die Klägerin versandte SMS-TAN wurde dann auf dem weiteren mobilen Endgerät, auf 
dem auch die Banking-App freigeschaltet wurde, am 6.1.2024 eingegeben und damit das Secu-
re-Verfahren aktiviert.

Die Klägerin behauptete, dass sie diese Abbuchungen nicht autorisiert habe. Bei der Buchung 
sei sie nicht nach PIN oder Passwort gefragt worden, sie habe auch nirgendwo eine SMS-Tan 
eingegeben. Es sei nicht erkannt worden, dass es sich möglicherweise um eine „Fake“-Website 
handelte.

Die beklagte Bank ging davon aus, dass die Frau die SMS-Tan an einen Dritten weitergegeben 
haben muss, da eine Freigabe der Buchungen anders technisch nicht möglich gewesen sei und 
verweigerte die Zahlung. Die Klägerin verklagte die Bank daher vor dem AG auf Rückzahlung 
der 1.953,29 Euro.

So sah das Amtsgericht den Sachverhalt
Das AG wies die Klage ab. Das Gericht ging zwar davon aus, dass die Abbuchungen nicht von der 
Klägerin autorisiert waren, sondern von Dritten getätigt wurden. Aufgrund der Beweisaufnah-
me war das Gericht jedoch davon überzeugt, dass die Klägerin die SMS-Tan grob fahrlässig an 
Dritte weitergegeben haben muss, weshalb ein Schadenersatzanspruch der Bank gegen die 
Klägerin in gleicher Höhe bestehe, mit dem die Bank aufgerechnet habe. 

Das AG: Der Vortrag der Bank, dass diese in ihren Systemen feststellen konnte, dass das Mas-
tercard 3D-Secure Verfahren per Banking App für die Kreditkarte der Klägerin am 6.1.2024 um 
13:30 Uhr aktiviert wurde, und zur Aktivierung dieses Verfahrens auf dem neuen Gerät eine 
SMS-TAN an die im Vertrag hinterlegte Mobilfunknummer der Klägerin versandt wurde, wurde 
durch Inaugenscheinnahme des Mobiltelefons der Klägerin bestätigt. Dort befindet sich eine 
SMS vom 6.1.2024 13:29 Uhr mit dem Inhalt: „… ist Ihre TAN für die Aktivierung von Mastercard 
Identity Check vom 6.1.2024 13:44 Uhr.“ Der Eingang der SMS um 3:29 Uhr war im eingesehenen 
Nachrichtenverlauf um 13:29 Uhr dokumentiert und wird auch durch das vorgelegte IT-Protokoll 
belegt. Der Vortrag der Klägerin, keine SMS-TAN erhalten zu haben und dass ihr Mobiltelefon 
nicht in die Freigabe involviert war, erwies sich damit als widerlegt.
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SMS-Tan war unzweifelhaft eingegeben worden
Die Bank hat unbestritten vorgetragen, dass aufgrund der manuellen Eingabe einer an die  
Mobilfunknummer der Klägerin versandten SMS-Tan ein Fremdzugriff technisch ausgeschlos-
sen ist. Es wurde ein neues Gerät im Online-Banking der Klägerin als Freigabeinstrument im 
Rahmen des 2-Faktor-Authentifizierungsverfahrens hinterlegt. Hierzu war – technisch zwin-
gend – die Eingabe der SMS-Tan erforderlich. Das Gericht ist daher davon überzeugt, dass die 
Klägerin durch Preisgabe der SMS-Tan Dritten eine Registrierung eines Geräts ermöglicht hat, 
wobei die Preisgabe persönlicher Sicherheitsmerkmale an Dritte gemäß den vertraglichen  
Bestimmungen untersagt war.

Verhalten der Klägerin war grob fahrlässig
Das Verhalten der Klägerin bewertet das Gericht als grob fahrlässig. Es ist eine Sache, wenn 
man seine Kreditkartendaten offenbart. Diese werden bei jeder Verwendung offenbart und kön-
nen auch von der Karte abgelesen werden.

Die Weitergabe eines im Rahmen einer Zwei-Faktor-Autorisierung erhaltenden Zugangscodes 
kann nicht damit gleichgesetzt werden. Mit dieser Weitergabe hilft der Nutzer, die Sicherheits-
architektur grundlegend auszuhebeln. Es muss jedem verständigen Nutzer solcher Kreditkar-
ten klar sein, welches Risiko er mit der Weitergabe derartiger Daten schafft. Die Klägerin mag 
dies nicht bewusst getan haben und es mag auch nicht erinnerlich sein. Indessen lässt sich der 
Vorgang plausibel nicht anders erklären.

QUELLE  |  AG München, Urteil vom 8.1.2025, 271 C 16677/24, PM 14/25

DATENSCHUTZ

Keine Herausgabe von Videoaufnahmen in der S-Bahn
|  Die Betreiberin des öffentlichen S-Bahn-Netzes in Berlin ist nach der Datenschutz-Grund-
verordnung (DS-GVO) nicht dazu verpflichtet, Fahrgästen eine Kopie der Videoaufnahmen 
über ihre Fahrt in der S-Bahn herauszugeben. So sieht es das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
Berlin-Brandenburg.  |

Fahrgast verlangte Videoaufnahmen von sich heraus
Ein Fahrgast beantragte bei der Klägerin, der S-Bahn Berlin GmbH, die Herausgabe einer Kopie 
der Videoaufnahmen seiner Fahrt mit der S-Bahn unter Berufung auf das in der DS-GVO vorge-
sehene Auskunftsrecht (Art. 15 Abs. 3 DS-GVO). Die Klägerin verweigerte dies mit Hinweis auf 
ihr Datenschutzkonzept, das sie mit der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit abgestimmt hatte. Dieses sieht vor, dass die Videoaufnahmen seitens der Klägerin 
nicht selbst eingesehen werden können und nur bei Auskunftsanfragen der Strafverfolgungs-
behörden an diese herausgegeben werden. Im Übrigen erfolgt eine Löschung durch fortlau
fende Überschreibung nach 48 Stunden.

Oberverwaltungsgericht lehnt Anspruch ab
Nach Auffassung des OVG handelt es sich bei den Videoaufnahmen um die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten. Dennoch durfte die Klägerin die Herausgabe angesichts ihres Daten-
schutzkonzeptes verweigern. Dieses verfolgt gerade das Ziel, den Wertungen der DS-GVO und 
den Persönlichkeitsrechten der Fahrgäste in größtmöglichem Umfang Rechnung zu tragen. 
Demgegenüber musste das Interesse des Beigeladenen am Erhalt gerade der Videoaufzeich-
nung zurücktreten, nachdem er bereits auf sein Gesuch hin von der Klägerin (gem. Art. 15 Abs. 
1 DS-GVO) über die Art und Weise sowie Dauer der Datenspeicherung informiert worden war.

QUELLE  |  OVG Berlin, Urteil vom 13.3.2025, OVG 12 B 14/23, PM 13/25
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FAHRERFLUCHT

Relative Fahruntüchtigkeit  
und nicht erheblich verminderte Schuldfähigkeit
|  Nimmt das Gericht eine relative Fahruntüchtigkeit an, müssen die Erwägungen zur sog. 
nicht erheblich verminderten Schuldfähigkeit dazu widerspruchsfrei sein. So hat es der Bun­
desgerichtshof (BGH) entschieden.  |

Mann floh anlässlich einer Verkehrskontrolle
Das Landgericht (LG) hatte den Mann u. a. wegen Gefährdung des Straßenverkehrs verurteilt. 
Als ihn eine Polizeistreife einer allgemeinen Verkehrskontrolle unterziehen wollte, hatte er dem 
Anhaltesignal keine Folge geleistet. Er war „mit hoher Geschwindigkeit“ vor dem ihn verfolgen­
den Streifenwagen durch mehrere Straßen geflüchtet.

Schließlich touchierte er während einer Kurvendurchfahrt ein geparktes Fahrzeug. Dieses wur­
de durch den Anprall gegen einen weiteren Pkw geschoben. Es entstand erheblicher Sach­
schaden.

Blutprobe: Alkohol und Drogen nachgewiesen
Trotz des von dem Mann bemerkten Unfallgeschehens sprang er aus dem noch rollenden Pkw 
und flüchtete zu Fuß. Die nacheilenden Polizeibeamten konnten ihn schließlich ergreifen. Eine 
ihm eineinhalb Stunden später entnommene Blutprobe wies eine BAK von 0,96 mg/g auf. Sie 
enthielt darüber hinaus 41 ng/ml Kokain und 882 ng/ml Benzoylecgonin (Kokain-Metabolit).

Steuerungsfähigkeit eingeschränkt?
Die Revision des Mannes war erfolgreich. Das LG hatte zwar ein „rauschbedingtes Fehlverhal­
ten“ in der Reaktion des Mannes auf das Anhaltesignal gesehen. Diese Erwägung stehe aber in 
einem unaufgelösten Spannungsverhältnis zu den Ausführungen, mit denen das LG seine Über­
zeugung von einer nicht erheblich eingeschränkten Steuerungsfähigkeit des Mannes begründet 
hat. Denn das LG habe die erhalten gebliebene Steuerungsfähigkeit u. a. damit begründet, dass 
es dem Mann auf seiner Flucht gelungen sei, zunächst mehrere Straßen mit hoher Geschwin­
digkeit zu passieren und wiederholt Abbiegevorgänge zu bewältigen, ohne die Kontrolle über 
das Fahrzeug zu verlieren.

Auch dem Unfallgeschehen habe es die Eignung als Anzeichen für eine Beeinträchtigung der 
Steuerungsfähigkeit abgesprochen, soweit der Mann danach noch in der Lage gewesen sei, aus 
dem rollenden Fahrzeug zu springen und zu Fuß zu flüchten.

Diese Ausführungen zur Steuerungsfähigkeit ließen sich nicht widerspruchsfrei mit der Erwä­
gung der Strafkammer vereinbaren, wonach die Reaktion des Mannes auf das Anhaltesignal ein 
rauschbedingtes Fehlverhalten belege.

QUELLE  |  BGH, Beschluss vom 4.12.2024, 4 StR 453/24, Abruf-Nr. 246053 unter www.iww.de
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ZULASSUNGSSTELLE

Fiktives Zulassungsdatum für US-Importfahrzeuge zulässig
|  Ist bei US-Importfahrzeugen das Erstzulassungsdatum unbekannt, darf die Zulassungs-
stelle den 1. Juli des Baujahrs als Datum der Erstzulassung in die Fahrzeugpapiere eintragen. 
Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Gelsenkirchen entschieden.  |

Herstellungsmonat blieb in den Fahrzeugpapieren unerwähnt 
Die Klägerin, ein Autohaus aus Essen, hat sich auf den Import gebrauchter Sportwagen aus  
US-Produktion spezialisiert. Sie klagte, weil die Zulassungsstelle in die Fahrzeugpapiere nicht 
das von dem Sachverständigen in seinem Gutachten zur Zulassung des Fahrzeugs angenom-
mene Datum der Erstzulassung eingetragen hat, sondern den 1. Juli des Baujahrs. Dieses war 
das Vorjahr des gutachterlich angenommenen Zulassungsjahrs. Lediglich unter „Bemerkun-
gen“ in den Zulassungsbescheinigungen ist der Herstellungsmonat des Fahrzeugs erwähnt, 
der zeitlich nach dem 1. Juli im Baujahr liegt.

Zulassungsstelle durfte von Einschätzung des Sachverständigen abweichen
Das VG wies die Klage ab. Die Zulassungsstelle durfte von der Einschätzung des Sachverständi-
gen abweichen und auf die vom Kraftfahrtbundesamt in Abstimmung mit den Bundesländern 
herausgegebene Verwaltungsvorschrift „Leitfaden zur Ausfüllung der Zulassungsbescheini-
gung Teil I und Teil II“ abstellen. Der Leitfaden soll eine bundesweit gleichmäßige Zulassungs-
praxis sicherstellen. Danach trägt die Zulassungsstelle den 1. Juli des Baujahrs ein, wenn die-
ses bekannt ist, aber der Zeitpunkt der Erstzulassung nicht. Das Sachverständigengutachten 
für die Fahrzeugzulassung stellt die technische Beschreibung des Fahrzeugs fest. Das Erstzu-
lassungsdatum ist kein Teil der technischen Beschreibung.

Zulassungsstelle hat sich an Leitfaden gehalten
Die Zulassungsstelle hat den Leitfaden bei Eintragung des fiktiven Zulassungsdatums rechtmä-
ßig angewendet. Ist das Erstzulassungsdatum eines Importfahrzeugs unbekannt, ist das fiktive 
Datum nach den Vorgaben im Leitfaden einzutragen. Das Herstellungsdatum bietet keinen ver-
lässlichen Anhaltspunkt für das Erstzulassungsdatum. Weltweit kommt es vor, dass Fahrzeuge 
zwischen Herstellung und Zulassung erhebliche Zeiträume im Lager des Herstellers oder des 
Händlers stehen. 

Bei Annahme eines fiktiven Datums liegt es in der Natur der Sache, dass dieses Datum nur 
zufällig den tatsächlichen Tag der Zulassung treffen kann. In solchen Fällen grundsätzlich die 
Mitte des Baujahres als fiktives Erstzulassungsdatum zu Grunde zu legen, ist nicht zu beanstan-
den. Dies gewährleistet eine Gleichbehandlung in allen gleichgelagerten Sachverhalten. Zur 
Sicherung der verlässlich bundesweit einheitlichen Zulassungspraxis ist der Umstand hinzu-
nehmen, dass das fiktive Datum unter Umständen in Einzelfällen aufgrund anderer Indizien als 
unwahrscheinlich oder sogar mit Sicherheit unzutreffend anzusehen ist.

Interessen des Autohauses treten zurück
Die zu erkennenden wirtschaftlichen Interessen der Klägerin an einem möglichst „späten“ 
Erstzulassungsdatum müssen hinter das mit der Verwaltungsvorschrift verfolgte Interesse der 
Allgemeinheit an einer rechtssicheren, gleichmäßigen und praktikablen Verwaltungspraxis  
zurücktreten. Die Klägerin kann Kunden, sofern ihnen der Umstand nicht ohnehin bekannt ist, 
auf den fiktiven Charakter des eingetragenen Erstzulassungsdatums hinweisen und dies erläu-
tern. Hierzu kann sie auf die eingetragenen Bemerkungen der Zulassungsstelle zurückgreifen.
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RELIGIONSFREIHEIT

Keine Ausnahmegenehmigung für Niqab am Steuer  
für Frauen muslimischen Glaubens
|  Frauen muslimischen Glaubens haben keinen Anspruch auf eine Ausnahmegenehmigung 
für das Führen eines Kfz mit einem Gesichtsschleier (Niqab). Das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Berlin-Brandenburg hat eine entsprechende Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
(VG) Berlin bestätigt.  |

Antrag auf Ausnahmegenehmigung
Die Klägerin hatte ihren Antrag auf Ausnahmegenehmigung damit begründet, dass sie sich 
gemäß ihrem Glauben außerhalb ihrer Wohnung nur vollverschleiert zeigen dürfe. Da sie im 
Auto den Blicken fremder Menschen ausgesetzt sei, müsse es ihr erlaubt wer-den, beim Füh-
ren eines Kraftfahrzeugs ihren gesamten Körper einschließlich des Gesichts unter Aussparung 
der Augenpartie zu verschleiern. Das VG hatte die Klage abgewiesen.

Berufung nicht zugelassen
Das OVG hat den Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung abgelehnt. Mit ihren Einwen-
dungen hat die Klägerin es nicht vermocht, ernstliche Richtigkeitszweifel an der Entscheidung 
des VG zu wecken oder Verfahrensfehler offenzulegen.

Keine wesentliche Einschränkung der Religionsfreiheit
Die Annahme des VG, dass das Tragen einer Gesichtsverschleierung während des Autofahrens 
für die Religionsausübung typischerweise keine wesentliche Einschränkung bedeutet und  
angesichts der zeitlich und örtlich eingeschränkten Wirkung des Verbots hinzunehmen ist, 
konnte sie nicht durchgreifend in Frage stellen. 

Dasselbe gilt für die Annahme des VG, dass das der zuständigen Behörde bei der Frage der 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zustehende Ermessen rechtmäßig ausgeübt wurde, 
weil der Eingriff zur Sicherstellung der effektiven automatisierten Verkehrsüberwachung  
gerechtfertigt ist.

Der Beschluss ist unanfechtbar.

QUELLE  |  OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 25.4.2025, OVG 1 N 17/25, PM 11/25

Nachweise über Erstzulassung doch noch nachgereicht
In zwei von drei Fällen, die Gegenstand der Klage waren, hat die Zulassungsstelle die Fahrzeug-
papiere im Nachhinein problemlos geändert, als die Klägerin Nachweise über das tatsächliche 
Datum der Erstzulassung in den USA vorlegen konnte.

QUELLE  |  VG Gelsenkirchen, Urteil vom 20.6.2025, 14 K 120/24, PM vom 24.6.2025
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 09/2025
|  Im Monat September 2025 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):

	� Umsatzsteuer: 10.9.2025

	� Lohnsteuer: 10.9.2025

	� Einkommensteuer (vierteljährlich): 10.9.2025

	� Kirchensteuer (vierteljährlich): 10.9.2025

	� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 10.9.2025

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen.

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 15.9.2025. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat September 2025 am 26.9.2025.



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Juli 2025 bis zum 31. Dezember 2025 beträgt 1,27 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

	� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 6,27 Prozent
	� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 10,27 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 entstanden sind: 9,27 Prozent.

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.01.2025 bis 30.06.2025 2,27 Prozent
01.07.2024 bis 31.12.2024 3,37 Prozent
01.01.2024 bis 30.06.2024 3,62 Prozent
01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent
01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent
01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent
01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent
01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent
01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent
01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent


